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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines 

Zweiten Gesetzes über den Bundesgrenzschutz 

nebst Anlage und Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 151. Sitzung am 21. Dezember 1955 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die dem Bundesminister für Verteidigung in § 1 Abs. 2 erteilte 
Ermächtigung zur Aufstellung von Verbänden der Streitkräfte be- 
gegnet verfassungsrechtlichen Bedenken, solange die hierfür er- 
forderliche Änderung des Grundgesetzes noch nicht erfolgt ist. Der 
Bundesrat ist im übrigen der Ansicht, daß dieses Gesetz erst ver- 
kündet werden kann nach vorausgegangener Ergänzung oder Än- 
derung des Grundgesetzes, durch welche die Verwaltungszuständig- 
keit des Bundes im Bereich des Wehrwesens geschaffen wird. Der 
Bundesrat verweist insoweit auf seine Stellungnahme zum Ent- 
wurf eines Freiwilligengesetzes — Bundestags-Drucksache 1467 
Anlage 2 — und zum Entwurf eines Soldatengesetzes — Bundes- 
tags-Drucksache 1700 Anlage 2 Ziffer I Nr. 1 — . 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Bedenken 
erhoben. 

Die Bundesregierung nimmt zu der Stellungnahme des Bundesrates 
folgende Stellung: 

Der Bundesrat hat zu dem Entwurf eines Zweiten Gesetzes über den 
Bundesgrenzschutz verfassungsrechtliche Bedenken geäußert. Die 
Bundesregierung verweist hierzu auf die Regierungserklärung vom 
27. Juni 1955 vor dem Plenum des Deutschen Bundestages. Danach 
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bedarf es einer formellen Ergänzung des Grundgesetzes für die Auf- 
Stellung der Streitkräfte aus rechtlichen Gründen nicht. Das Recht 
zur Aufstellung militärischer Verbände entnimmt der Bund unmittel- 
bar dem Grundgesetz. Die Bundesregierung hält Insoweit an der von 
ihr seit Jahren vertretenen Auffassung fest, daß die Aufstellung von 
Streitkräften ebenso wie ihre Unterhaltung eine natürliche Bundes- 
angelegenheit darstellt. Die Aufstellung von Verbänden der Streit- 
kräfte aus Verbänden des Bundesgrenzschutzes gemäß § 1 Abs. 2 des 
Gesetzentwurfs hat daher keine Änderung des Grundgesetzes zur 
Voraussetzung. 

Die Bundesregierung vermag sich auch der Auffassung des Bundes- 
rates nicht anzuschließen, daß dieses Gesetz erst verkündet werden 
kann, wenn durch vorausgegangene Ergänzung oder Änderung des 
Grundgesetzes die Verwaltungszuständigkeit des Bundes im Bereich 
des Wehrwesens geschaffen worden ist. 

Unbeschadet dieses grundsätzlichen Rechtsstandpunktes verweist die 
Bundesregierung auf die in den Bundestagsausschüssen geführten 
Verhandlungen zur Frage der Änderung des Grundgesetzes und über 
den Erlaß eines — inzwischen von der Bundesregierung vorbereiteten 
— Organisationsgesetzes. 


Dr. Adenauer 
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

über den Bundesgrenzschutz 


/ 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

(1) Der Bundesgrenzschutz wird zum Auf- 
bau der Streitkräfte der Bundesrepublik 
Deutschland herangezogen. 

(2) Der Bundesminister für Verteidigung 
stellt aus den bestehenden Verbänden des 
Bundesgrenzschutzes Verbände der Streit- 
kräfte auf. 

§ 2 

(1) Einen Monat nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes werden die Vollzugsbeamten im Bun- 
desgrenzschutz, die Beamte auf Lebenszeit 
sind, Berufssoldaten, die übrigen Vollzugs- 
beamten im Bundesgrenzschutz bis zum Ende 
ihrer Dienstzeit, die um ein Jahr verlängert 
wird, Soldaten auf Zelt. Ihnen wird hierüber 
eine Urkunde ausgehändigt. Sie erhalten, so- 
fern sie nicht mit einem höheren Dienstgrad 
übernommen werden, den aus der Anlage er- 
sichtlichen Dienstgrad. 

(2) Diese Regelung gilt nicht für die Be- 
amten des Buiidespaßkontrolldienstes. 

(3) Das Dienstverhältnis eines Soldaten 
wird für denjenigen nicht begründet, 

1. der binnen eines Monats nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die gesetzliche Überführung 
in die Streitkräfte ablehnt, 

2. dessen Übernahme vom Bundesminister für 
Verteidigung im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern binnen eines 


Monats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
abgelehnt wird, 

3. dessen Übernahme der Personalgutachter- 
ausschuß gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Personalgutachterausschuß-Gesetzes vom 
23. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 451) 
binnen eines Monats nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes widerspricht. 

§ 3 

Für die Geld- und Sachbezüge der nach § 2 
in das Soldatenverhältnis überführten Voll- 
zugsbeamten im Bundesgrenzschutz gelten die 
§§ des Soldatengesetzes. Für die Ver- 

sorgung und Berufsförderung gelten bis zu 
einer abschliel?enden gesetzlichen Regelung der 
Versorgung der Berufssoldaten und der Sol- 
daten auf Zelt die Vorschriften des Gesetzes 
zur vorläufigen Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der PolizeivolIzLigsbeamten des Bundes 
vom 6. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 899) 
in der Fassung des Gesetzes vom 12. August 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 530) sinngemäß 
weiter. 

§4 

Das Gesetz über den Bundesgrenzschutz 
und die Einrichtung von Bundesgrenzschutz- 
behörden vom 16. März* 1951 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 201) bleibt unberührt. 

§5 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung, der § 1 Abs. 2 des Gesetzes einen 
Monat danach in Kraft. 
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Anlage 


Amtsbezeichnung im Bundesgrenzschutz (BGS) 

1. Grenzjäger bzw. Matrose Im BGS 

2. Grenzoberjäger bzw. Obermatrose im 
BGS 

3. Wachtmeister bzw. Maat im BGS 

4. Oberwachtmeister bzw. Obermaat im 
BGS 

5. Hauptwachtmeister bzw. Hauptmaat im 
BGS 

6. Meister im BGS 

7. Obermeister im BGS 

8. Leutnant im BGS 

9. Oberleutnant Im BGS 

10. Hauptmann bzw. Kapitänleutnant im 
BGS 

11. Major bzw. Stabskapitän im BGS 

12. Oberstleutnant bzw. Oberststabskapitän 
Im BGS 

13. Oberst bzw. Kapitän im BGS 

14. Kommandeur Im BGS 


Dienstgradbezeichnung in den Streitkräften 

Grenadier, Jäger, Panzerschütze usw. 
Obergefreiter 

Unteroffizier bzw. Maat 
Stabsunteroffizier bzw. Obermaat 

Feldwebel bzw. Bootsmann 

Oberfeldwebel bzw. Oberbootsmann 
Stabsfeldwebel bzw. Stabsbootsmann 
Leutnant bzw. Leutnant zur See 
Oberleutnant bzw. Oberleutnant zur See 
Hauptmann bzw. Kapitänleutnant 

Major bzw. Korvettenkapitän 
Oberstleutnant bzw. Fregattenkapitän 

Oberst bzw. Kapitän 
Brigadegeneral 
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Begründung 


I. 

Der Bundesgrenzschutz, durch Gesetz vom 
16. März 1951 als Sonderpolizei geschaffen, 
ist die erbte und bisher einzige truppenmäßig 
organisierte Formation des Bundes. Für die 
Aufstellung der Streitkräfte ist es daher von 
Vorteil, wenn seine Kenntnisse und Erfahrun- 
gen verwertet und die Angehörigen seiner 
Verbände zum Dienst in den Streitkräften 
herangezogen werden. Im Interesse eines be- 
schleunigten Aufbaus der Streitkräfte gebührt 
diesem Gesichtspunkte der Vorrang vor den 
derzeitigen Aufgaben des Bundesgrenzschutzes, 
zumal er auch den Wünschen eines großen 
Teils der Beamten des Bundesgrenzschutzes 
entspricht. 

Der Entwurf hat den Zweck, die Überführung 
des Bundesgrenzschutzes so vorzunehmen, daß 
ein Höchstmaß an Wirkung für den möglichst 
schnellen Aufbau der Streitkräfte erreicht 
wird. Er gibt daher der organisierten Über- 
führung den Vorzug vor einer Regelung, die 
nur die Einzelübernahme von Bewerbern aus 
dem Bundesgrenzschutz In die Streitkräfte zu- 
gelassen hätte. 

II. 

Im besonderen ist folgendes hervorzuheben: 

Zu§ 1 

Nach dem Grundsatz des § 1 Abs. 1 soll der 
Bundesgrenzschutz, begriffen als Bestand an 
Personal und Material, von seinen bisherigen 
Aufgaben nach § 2 des Gesetzes vom 16. März 
1951 entbunden werden und zum Zweck des 
Aufbaus der Streitkräfte Verwendung finden. 
Die Bundesgrenzschutzbehörden werden da- 
mit nicht aufgelöst und auch der Bundesgrenz- 
schutz als Einrichtung nicht in den Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Verteidigung 
übergeführt. Zur Überführung des Personals 
bedarf es der besonderen gesetzlichen Bestim- 
mungen in den §§ 2 und 3 des Entwurfs. Das 


Material wird unter Berücksichtigung der dem 
Bundesminister des Innern weiterhin obliegen- 
den Aufgaben nach den Vorschriften des 
Haushaltsrechts übergeleitet. 

Die Bestimmung des § 1 Abs. 2 stellt sicher, 
daß die Heranziehung des Bundesgrenz- 
schutzes zum Aufbau der Streitkräfte organi- 
satorisch durch die Überführung von Verbän- 
den und nicht von Einzelpersonen erfolgt. 
Auch nach Entbindung von Ihren alten Auf- 
gaben sollen die einzelnen Verbände zunächst 
bestehen bleiben und neu zu bildenden Ver- 
bänden der Streitkräfte als Grundstock dienen. 

Zu § 2 

Die personalrechtliche Regelung geht von dem 
Grundsatz aus, daß die Überführung in das 
Soldatenverhältnis durch Gesetz erfolgt, so- 
fern nicht der einzelne Vollzugsbeamte eine 
entgegenstehende Willensentscheidung trifft. 
Nach der Überführung sollen die Bestimmun- 
gen des Soldatengesetzes Anwendung finden, 
dessen Geltung beim Inkrafttreten des vorlie- 
genden Gesetzes vorausgesetzt wird. 

Grundsatz für die Überführung soll sein, daß 
auf die aus dem Bundesgrenzschutz zu den 
Streitkräften übertretenden Beamten die für 
die Soldaten und Beamten der Streitkräfte 
geltenden Ernennungs- und Beförderungs- 
grundsätze angewandt werden. Die Anlage 
zum Gesetz stellt eine Mindestregelung dar, 
von der im Einzelfall nach Eignung, Gesamt- 
dienstzeit und Verwendung zugunsten des 
übernommenen Beamten abgewichen werden 
soll. 

Ohne eine besondere Regelung im Gesetz 
würden alle Vollzugsbeamten im Bundes- 
grenzschutz, die nicht Beamte auf Lebenszeit 
waren, mit ihrer Übernahme Soldaten auf 
Zeit bis zu dem Zeitpunkt werden, zu dem 
ihre Dienstzeit im Bundesgrenzschutz geendet 
hätte, wenn sie in ihm verblieben wären. 
Durch die gesetzliche Verlängerung ihrer 
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Dienstzeit um ein Jahr (§ 2 Abs. 1 Satz 1) 
soll im Interesse des Aufbaus der Streitkräfte 
gewährleistet werden, daß alle übertretenden 
Beamten dem Bundesministerium für Vertei- 
digung mindestens noch während eines Jahres 
nach ihrer Überführung zur Verfügung 
stehen, sofern sie nicht nach den Bestimmun- 
gen des Soldatengesetzes wegen persönlicher, 
beruflicher oder wirtschaftlicher Gründe ihre 
vorzeitige Entlassung beantragen. 

Der Personenkreis des Absatzes 1 umfaßt alle 
Vollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz ein- 
schließlich derjenigen, die außerhalb der Ver- 
bände — etwa im Bundesministerium des In- 
nern oder in den Grenzschutzkommandos oder 
Grenzschutzschulen — beschäftigt sind. Da die 
Ausübung der Paßnachschau nach § 2 des Ge- 
setzes vcm 16. März 1951 weiterhin dem 
Bundesgrenzschutz (Bundespaßkontrolldienst) 
obliegen wird, schließt § 2 Abs. 2 die Be- 
amten des Bundespaßkontrolldienstes von der 
gesetzlichen Überführung aus. § 2 Abs. 3 
Nr. 1 gewährt dem Vollzugsbeamten eine ein- 
monatige Frist, während der er für seine Per- 
son gegen die Überführung optieren kann. In 
Durchführungsvorschriften wird geregelt wer- 
den, in welcher Form die Ablehnung des 
Übertritts erfolgt. Lehnt der Beamte ab, so 
bleibt er Vollzugsbeamter des Bundesgrenz- 
schutzes. 

Im Bundesgrenzschutz werden etwa 20 Be- 
amte vom Oberst an aufwärts verwendet; sie 
alle haben sich bereits mehrere Jahre im Dienst 
der Bundesrepublik bewährt. Gleichwohl gibt 
der Entwurf dem Personalgutachterausschuß 
die Möglichkeit, der Übernahme im Einzelfall 
zu v/idcrsprechen. Hierfür bedarf es einer be- 
sonderen Vorschrift, wie sie sich in § 2 Abs. 3 
Nr. 3 findet, weil das Personalgutachteraus- 
schuß-Gesetz seinem Wortlaut nach nur auf 
Be\rerber, nicht aber auf Personen Anwen- 
dung findet, die kraft Gesetzes Soldaten wer- 
den. Wie in § 2 Abs. 3 Nr. 1 und des weiteren 
in Nr. 2 (die dem Bundesminister für Vertei- 
digung das Recht gibt, die Übernahme ein- 
zelner Vollzugsbeamter des Bundesgrenz- 
schutzes im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern abzulehnen) ist auch das 
Recht des Personalgutachterausschusses zum 
Widerspruch an eine einmonatige Ausschluß- 
frist gebunden, damit der Bundesminister für 
Verteidigung in dem Zeitpunkt, in dem er 
nach § 1 Abs. 2 ln Verbindung mit § 5 des 
Entwurfs mit der Aufstellung von Verbänden 
der Streitkräfte beginnen kann, geklärte Per- 
sonalverhältnisse vorfindet. 


Hinsichtlich der Verwaltungsbeamten, der An- 
gestellten und der Arbeiter des Bundesgrenz- 
schutzes bedarf es keiner Vorschriften in dem 
vorliegenden Gesetzentwurf, da diese Per- 
sonengruppen ihren Rechtsstand behalten und 
nur eine Versetzung bzw. Einzelübernahme 
nach den für sie geltenden Vorschriften des 
Beamten- und des Arbeitsrechts in Betracht 
kommt. 

Zu § 3 

Die Vorschrift regelt die mit der Überführung 
zusammenhängenden dienstrechtlichen, ins- 
besondere besoldungsrechtlichen und versor- 
gungsrechtlichen Fragen. 

Satz 1 verweist hinsichtlich der Geld- und 
Sachbezüge bis zur abschließenden Regelung 
dieses Gebietes auf die — bei Abfassung dieser 
Begründung im einzelnen noch nicht fest- 
stehende — vorläufige Regelung im Soldaten- 
gesetz. Hierdurch wird auch die Heilfürsorge 
erfaßt. Es wird davon ausgegangen, daß die 
Regelung im Soldatengesetz den berechtigten 
Interessen der überzuführenden Beamten des 
Bundesgrenzschutzes hinreichend Rechnung 
trägt. 

Hinsichtlich der Versorgung und der Berufs- 
förderung wird bis zur abschließenden Rege- 
lung im Soldatenversorgungsgesetz das vorläu- 
fige Bundespolizeibeamtengesetz für die über- 
geführten Beamten des Bundesgrenzschutzes 
sinngemäß aufrechterhalten (Satz 2), um ein 
Absinken der Versorgungs- und Berufsförde- 
rungsleistungen zu vermeiden, bevor das Sol- 
datenversorgungsgesetz in Kraft tritt. Wel- 
cher Ergänzungen dieses Gesetz durch die 
Übernahme der Bundesgrenzschutzbeamten im 
einzelnen bedarf, wird noch zu prüfen sein. 
Leistungen, die auf Grund bestehender Ver- 
waltungsbestimmungen gewährt werden (Bei- 
hilfen, Unterstützungen, Vorschüsse, Haus- 
haltsdarlehen usw.), sind im Gesetzentwurf 
nicht erwähnt. Diese Verwaltungsbestimmun- 
gen müssen von den zuständigen Behörden 
rechtzeitig auf Soldaten ausgedehnt werden. 

Soweit sich in dem sehr verzweigten Abfin- 
dungswesen noch Lücken ergeben, wird es 
Sache des Bundesministers für Verteidigung 
sein, sie rechtzeitig zu schließen, wobei sich 
eine Anlehnung an die für den Bundesgrenz- 
schutz geltenden Vorschriften anbietet, die den 
besonderen Truppenverhältnissen Rechnung 
tragen und bereits in der Praxis erprobt sind. 
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Zu § 4 

Der Entwurf läßt den rechtlichen Gehalt des 
Bundesgrenzschutz-Gesetzes vom 16. März 
1951 unberührt. Somit bleiben die Bundes- 
grenzschutzbehörden mit der Gesamtheit ihrer 
Aufgaben bestehen. Die künftige Durchfüh- 
rung dieser Aufgaben muß der tatsächlidien 
Entwicklung Vorbehalten bleiben, die sich erst 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes über- 
blicken läßt. 


Zu § 5 

Da die gesetzliche Überführung der Vollzugs- 
beamten des Bundesgrenzschutzes in das Sol- 
datenverhältnis gemäß § 2 Abs. 1 des Ent- 
wurfs erst nach Ablauf der in § 2 Abs. 3 ge- 
setzten einmonatigen Erklärungsfristen wirk- 
sam wird, kann auch § 1 Abs. 2, der die Ver- 
wendung der bisherigen Verbände durch den 
Bundesminister für Verteidigung regelt, erst 
einen Monat nach Inkrafttreten des Gesetzes 
Geltung erlangen. 
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